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Vorwort zur 4. Auflage

Die Fortentwicklung des Bankrechts schreitet stetig voran, so dass nach nur drei 
Jahren die hier vorliegende Neuauflage erforderlich war. Anders als bei der letzten 
Auflage, für die zahlreiche Richtlinien-Umsetzungsgesetze einzuarbeiten waren, ist 
nun allerdings die Tätigkeit des Gesetzgebers etwas zur Ruhe gekommen. Berücksichti­
gung gefunden hat aber beispielsweise das Gesetz für faire Verbraucherverträge vom 
10.8.2021 (BGBl. I, S. 3433), das zu einigen Änderungen bei den Vorschriften der 
§§ 308 bis 310 BGB geführt hat. Dafür war einmal mehr die Rechtsprechung umso ak­
tiver, insbesondere in Gestalt zahlreicher höchstrichterlicher Grundsatzentscheidungen 
zum Darlehensrecht und zum Kapitalanlagerecht. Wir haben in allen Teilen des Buchs 
die neuesten Entwicklungen in Rechtsprechung und Literatur nach Kräften eingearbei­
tet. Dabei haben wir § 19 des Buches, der bisher den sog. „Schrottimmobilien“ gewid­
met war, durch einen Abschnitt zum sog. „Widerrufsjoker“, also dem massenhaften 
Widerruf insbesondere von Immobilien- und Kfz-Finanzierungen, ersetzt. Außerdem 
haben wir auf vielfachen Leserwunsch die in der letzten Auflage gestrichenen §§ 26 
und 27 zur Prospekthaftung und zum Kapitalanlegermusterverfahrensgesetz in gekürz­
ter und überarbeiteter Form wieder aufgenommen, insbesondere auch wegen der gro­
ßen praktischen Bedeutung dieser Rechtsgebiete. Daneben haben wir uns bemüht, die 
Fokussierung auf die examensrelevanten Bereiche des Bankrechts beizubehalten.

Wir bedanken uns erneut herzlich bei Herrn RiAG i.R. Bernd Hoÿer, Hamburg, für 
die freundlicherweise schon seit der 1. Auflage dieses Buches mit großem Engagement 
übernommene mühevolle Aufgabe der Korrektur des Manuskripts.

Das Buch befindet sich auf dem Stand vom 30.6.2022.

Hamburg und Zeven im Juli 2022

Martin Tonner

Thomas Krüger
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Aus dem Vorwort zur 1. Auflage

In den vergangenen Jahren hat das Bankrecht eine stetig wachsende Bedeutung erfah­
ren. Während das Augenmerk der Öffentlichkeit nach den Finanzmarktkrisen, z.B. 
infolge der Insolvenz der Investmentbank Lehman Brothers, insbesondere auf der 
Eigenkapitalausstattung von Banken liegt, zeigt sich der Bedeutungszuwachs in der 
zivilrechtlichen Bankrechtspraxis vor allem in einer ganz erheblichen Zunahme von 
Streitverfahren gegen Banken.

Die Ursachen für dieses Phänomen sind vielfältig. Nicht nur die Wirtschaft, auch 
die privaten Verbraucher bedienen sich zur Durchführung von Investitionen der von 
Banken zur Verfügung gestellten Fremdmittel. Selbst kleinere Anschaffungen werden 
mit Konsumentenkrediten finanziert, größere Investitionen, wie der private Hausbau 
oder Investitionen im gewerblichen Bereich, sind ohne den Einsatz von Finanzierungs­
mitteln praktisch undenkbar. Gleichermaßen ist mit dem Anwachsen der großen und 
kleinen Vermögen das Bestreben gefördert worden, diese renditebringend anzulegen 
und zu verwalten. In den gerade zurückliegenden Finanzmarktkrisen haben viele priva­
te Anleger ihr Geld verloren und nehmen nunmehr ihre Banken wegen behaupteter 
Fehler bei der Anlageberatung oder Vermögensverwaltung in Anspruch. Zahlreiche 
höchstrichterliche Entscheidungen sind Ausdruck dieser Entwicklung. Weitere wichtige 
Urteile werden folgen. Die Gerichte in Deutschland stehen immer noch vor einer Flut 
von Verfahren.

Die Dynamik des Bankrechts wird schließlich verstärkt durch eine rege Tätigkeit des 
deutschen und des europäischen Gesetzgebers. So haben insbesondere die EU-Zah­
lungsdiensterichtlinie und die EU-Verbraucherkreditrichtlinie zu tiefgreifenden Ände­
rungen im deutschen Recht – u.a. mit der Einfügung ganz neuer Abschnitte in das 
BGB – geführt. Auch im Bereich des Anlegerschutzes ist der Gesetzgeber tätig gewor­
den. Die Bankpraxis hat auf die veränderten gesetzlichen Rahmenbedingungen durch 
eine Neufassung der für das gesamte Bankrecht bedeutsamen AGB-Banken/Sparkassen 
reagiert.

Von dieser dynamischen Entwicklung ist auch das vorliegende Buch geprägt. Es ist 
hervorgegangen aus Vorlesungen zum Thema »Bankrecht« im Rahmen der Schwer­
punktausbildung Gesellschafts- und Kapitalmarktrecht an der Bucerius Law School in 
Hamburg. Die Besonderheit dieses Lehrbuchs besteht dabei darin, dass beide Autoren 
Richter und damit – neben ihrer Lehr- bzw. Prüfertätigkeit – in erster Linie Praktiker 
sind. Dadurch ist eine enge Verzahnung von Theorie und Praxis möglich. Gleichzeitig 
haben wir uns stets um einen möglichst neutralen Blick auf das Bankrecht bemüht. 
Das tut diesem ideologisch geprägten Rechtsgebiet gut, in dem die divergierenden 
Interessen von Banken auf der einen Seite und Anlegern bzw. Verbrauchern auf der 
anderen Seite von ihren jeweiligen Interessenvertretern häufig mit Vehemenz vertreten 
werden.

Das Lehrbuch ist so geschrieben, dass es ohne Vorkenntnisse im Bankrecht gut lesbar 
ist. Gleichzeitig werden – da Bankrecht gewissermaßen einen Querschnitt durch weite 
Teile des Zivilrechts darstellt – zahlreiche examensrelevante Probleme (z.B. im Kredit­
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sicherungsrecht) behandelt. Das Buch ist daher auch für die Examensvorbereitung 
geeignet.

Hamburg und Zeven, im November 2013

Martin Tonner

Thomas Krüger

Aus dem Vorwort zur 1. Auflage
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